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Kleine Anfrage mit Antwort 

Wortlaut der Kleinen Anfrage 

der Abgeordneten Daniela Behrens, Klaus-Peter Bachmann und Johanne Modder (SPD), einge-
gangen am 01.12.2009 

Florierender Handel mit Passersatzpapieren: Welche Gebühren werden in Niedersachsen für 
Abschiebungen von Flüchtlingen bezahlt? 

Elf Kommunen sowie die Zentrale Aufnahme- und Ausländerbehörde Braunschweig haben in den 
Jahren 2006 bis 2009 18 Abschiebungen nach Guinea vorgenommen und dafür insgesamt 
12 405 Euro ausgegeben. Für einzelne Passersatzpapiere wurden bis zu 2 500 Euro Gebühren be-
zahlt. Die Abschiebeverfahren nach Guinea und die damit bezahlten Gebühren werfen viele Fragen 
auf, die über den Fokus „Guinea“ hinausgehen.  

Die Abschiebepraxis und die Bereitschaft, für Passersatzpapiere hohe Gebühren zu entrichten, die 
die Landesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage „Erlaubt die Landesregierung nieder-
sächsischen Kommunen den Kauf von zweifelhaften Dokumenten zur Abschiebung von Flüchtlin-
gen nach Guinea?“ (Drs. 16/1876) beschreibt, lassen vermuten, dass solche Abschiebungen nicht 
nur nach Guinea stattfinden. Der niedersächsische Innenminister problematisiert weder die Gebüh-
renstruktur noch die Handlungsweise der guineischen Delegation. Auch die Tatsache, dass Mitar-
beiter der kommunalen Ausländerbehörden hohe Summen bar bezahlt haben, bleibt unkommen-
tiert. 

Der Mittelansatz in den Kommunen für Ausweisungen und Abschiebungen ist jedenfalls beträcht-
lich. So veranschlagt z. B. der Landkreis Cuxhaven in seinem Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2009 dafür insgesamt 24 000 Euro. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 

1. In welche Länder wurden in den vergangenen vier Jahren jeweils wie viele Abschiebungen 
von Flüchtlingen mittels Passersatzpapieren durchgeführt, und welche Gebühr wurde jeweils 
entrichtet (bitte Auflistung nach Ländern und Jahren sortiert)? 

2. Wie ist das Verfahren zur Ausstellung von Passersatzpapieren organisiert, d. h. wie erfolgt die 
für die genannten Länder notwendige staatsbürgerschaftliche Zuordnung der Flüchtlinge? 

3. Welche Gebühr muss in den genannten Ländern für ein Passersatzpapier bezahlt werden? 
Sind darüber hinaus höhere Gebühren fällig, die z. B. zum Zwecke der Identitätsprüfung von 
den Botschaften der genannten Länder erhoben bzw. verlangt werden? Wie sieht diese Ge-
bührenstruktur in den einzelnen Ländern aus? 

4. Wie viele Passersatzpapiere zur Abschiebung von Flüchtlingen sind von 2006 bis 2009 für 
welche Gebühr in den einzelnen niedersächsischen Kommunen beschafft worden (bitte Auflis-
tung nach Land, Jahr und Anzahl der Passersatzpapiere)? 

5. Welche Summen sind im aktuellen Haushaltsjahr in den Haushaltsplänen der Landkreise und 
Städte in Niedersachsen für die Abschiebung von Flüchtlingen veranschlagt (bitte Auflistung 
für jede Kommune)? 

6. Wie bewertet die Landesregierung die für diese Anfrage zusammengetragenen Daten? Wel-
che Erkenntnisse zieht sie aus der Höhe und Struktur der bezahlten Gebühren?  

7. In welcher Weise und an wen erfolgte jeweils die Bezahlung der Gebühren in sämtlichen Fäl-
len der Ausstellung von Passersatzpapieren und Verfahren zur Feststellung der Staatsange-
hörigkeit? 
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 8. Welche konkreten Recherchen und Tätigkeiten anderer Art wurden durch Behörden oder Be-
auftragte der Länder, die Passersatzpapiere ausstellten, oder Verfahren zur Feststellung der 
Staatsangehörigkeit für die Gebühren jeweils durchgeführt, und erachtet die Landesregierung 
die gezahlten Gebühren als äquivalenten Ausgleich für die geleisteten Arbeiten? 

 9. Stellt die Landesregierung sicher, dass die Verfahren zur Feststellung der jeweiligen Staats-
angehörigkeit der Betroffenen sowohl nach deutschem Recht unbedenklich als auch fachlich 
einwandfrei durchgeführt werden und, wenn ja, wie? 

10. Welche Qualifikation wiesen und weisen die Mitglieder der Gremien zur Feststellung der 
Staatsangehörigkeit jeweils auf, und wie wurden die Verfahren nach welchen Maßstäben je-
weils durchgeführt? 

11. Auf welche Art und Weise erreicht die Landesregierung, dass die Verfahren zur Feststellung 
der Staatsangehörigkeit durch Delegationen oder andere Gremien ausländischer Staaten aus-
schließlich von sachlichen Aspekten bestimmt werden und nicht etwa zumindest teilweise 
dem pekuniären Interesse der Mitglieder der Delegationen und Gremien dienen? 

12. Werden nach Einschätzung der Landesregierung rechtsstaatliche Standards und effiziente 
Korruptionsbekämpfung in den Ländern, die Passersatzgebühren ausstellten oder Verfahren 
zur Durchführung der Staatsangehörigkeit durchführten, gewährleistet? 

(An die Staatskanzlei übersandt am 03.12.2009 - II/721 - 520)  

Antwort der Landesregierung 

 Niedersächsisches Ministerium Hannover, den 22.04.2010 
für Inneres, Sport und Integration 
 - 42.10 - 12231/3-43 - 

Die zur Beantwortung der Kleinen Anfrage erforderlichen Daten werden statistisch nicht erfasst und 
mussten von den kommunalen Ausländerbehörden aus den personenbezogenen Einzelakten nach-
träglich herausgesucht werden. Wegen des dadurch entstehenden erheblichen zusätzlichen Ar-
beitsaufwands konnte die Kleine Anfrage nicht in der üblichen Zeit beantwortet werden. Auch ha-
ben sich nicht alle Ausländerbehörden in der Lage gesehen, diese Daten überhaupt zu ermitteln.  

Die Beschaffung von Passersatzpapieren kommt nur bei Ausländerinnen und Ausländern in Be-
tracht, bei denen in einem Verwaltungsverfahren (und in der Regel Gerichtsverfahren) auf der 
Grundlage des Aufenthalts- oder des Asylverfahrensgesetzes von den zuständigen Ausländerbe-
hörden oder dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die Ausreisepflicht festgestellt wurde, 
und die nicht im Besitz eines gültigen Passes oder eines anderen zur Einreise in ihr Heimatland be-
rechtigenden Dokumentes sind. Kommen diese Personen ihrer Pflicht zum Verlassen des Landes 
nicht freiwillig nach, sind die Ausländerbehörden gemäß § 58 Abs. 1 AufenthG verpflichtet, sie 
auch gegen ihren Willen außer Landes zu bringen. Besitzen die Betroffenen kein für die Rückkehr 
in ihr Heimatland gültiges Dokument, umfasst die gesetzliche Verpflichtung der Ausländerbehörde 
zur Durchsetzung der Aufenthaltsbeendigung auch die Einleitung der notwendigen Maßnahmen zur 
Beschaffung von Passersatzpapieren bei der zuständigen Auslandsvertretung des Herkunftslan-
des. Dabei ist die Ausländerbehörde gemäß § 82 Abs. 4 AufenthG ermächtigt, die Ausländerinnen 
und Ausländer, deren Staatsangehörigkeit und Identität ungeklärt sind, bei den zuständigen Behör-
den sowie den Vertretungen oder ermächtigten Bediensteten des Staates, dessen Staatsangehö-
rigkeit vermutet wird, vorführen zu lassen.  

Die Aufenthaltsbeendigung einschließlich der Passersatzpapierbeschaffung ist nicht in das Ermes-
sen der Ausländerbehörden gestellt. Insbesondere dürfen die Ausländerbehörden die gesetzliche 
Verpflichtung zum Vollzug des Aufenthaltsgesetzes nicht deswegen unterlassen, weil Kosten für 
die Beschaffung der Ausreisepapiere entstehen.  
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Dies hätte im Übrigen zur Folge, dass die Ausreisepflichtigen dauerhaft geduldet werden müssten. 
Da das Fehlen eines Identitätspapieres das Haupthindernis beim Vollzug der Ausreisepflicht dar-
stellt, würde dies zu erheblichen zusätzlichen Kostenbelastungen für die Kommunen und das Land 
Niedersachsen führen. Allein beim Land würde eine zusätzliche Kostenlast mindestens in Höhe der 
jährlich den Kommunen nach dem Aufnahmegesetz zu erstattenden Pauschale von zurzeit 
4 270 Euro je Person entstehen.  

Im Übrigen ist zur Klarstellung darauf hinzuweisen, dass aus Niedersachsen keine „Flüchtlinge“ 
abgeschoben werden und für sie auch keine Passersatzpapiere beschafft werden. Ausländerinnen 
und Ausländer, die nach einer Prüfung durch das allein zuständige Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) oder in einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren den Status des „Flüchtlings“ 
(nach der Genfer Flüchtlingskonvention) erhalten, bekommen in Niedersachsen eine Aufenthaltser-
laubnis nach § 25 Abs. 2 AufenthG. Ihnen wird ein Reiseausweis für Flüchtlinge ausgestellt.  

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1:  

Siehe Anlage 1.  

Zu 2: 

Bei ausreisepflichtigen Ausländerinnen und Ausländern, die keinen Pass oder sonstige Identitäts-
dokumente vorlegen oder deren Dokumente als Fälschungen erkannt sind, erfolgt eine Zuordnung 
zu einem Herkunftsland zunächst auf der Grundlage der eigenen Angaben, die sie im Rahmen ih-
res Asylverfahrens gegenüber dem BAMF oder der Ausländerbehörde gemacht haben. Die persön-
lichen Daten und die Angaben zur Herkunft werden von der Ausländerbehörde in einem Passer-
satzpapierantrag, der von den Betroffenen zu unterzeichnen ist, an die Auslandsvertretung des 
Staates übermittelt, den die ausreispflichtige Person als ihren Herkunftsstaat benannt hat. Bei den 
Staaten, mit denen Rückübernahmeabkommen geschlossen sind, wird der Passersatzpapierantrag 
um ein Rückübernahmeersuchen ergänzt.  

Wenn aufgrund der persönlichen Angaben in dem Passersatzpapierantrag die ersuchte Auslands-
vertretung die Person nicht eindeutig als ihren Staatsangehörigen identifizieren kann, wird in der 
Regel ein Interviewtermin bei der Auslandsvertretung vereinbart. Im Rahmen dieses Interviews ha-
ben die Auslandsvertretungen die Möglichkeit, in einem persönlichen Gespräch zu prüfen, ob die 
behauptete Herkunft bzw. Staatsangehörigkeit zutrifft. Erscheinen die Ausreisepflichtigen zu den 
vereinbarten Interviewterminen nicht, kann die Ausländerbehörde eine zwangsweise Vorführung 
anordnen. 

Da in zahlreichen Fällen die ausreisepflichtigen Ausländerinnen und Ausländer keinerlei Angaben 
zu ihrer Identität und Herkunft machen oder ihre Angaben widersprüchlich sind und mehrere 
Staatsangehörigkeiten oder Herkunftsländer benannt werden, sind in diesen Fällen mehrere Vor-
führungen nacheinander bei den verschiedenen infrage kommenden Auslandsvertretungen erfor-
derlich. Die Herkunftsstaaten können ihrerseits regeln, dass diese Interviews nicht durch Angehöri-
ge der Vertretungen geführt werden, sondern durch dazu besonders ermächtigte Fachleute der in-
nerstaatlichen Behörden der Herkunftsstaaten, die nach Deutschland einreisen, um hier die erfor-
derlichen Interviews zu führen. Diese sogenannten Sammelanhörungen vor Expertendelegationen 
werden in Zusammenarbeit mit anderen Bundesländern organisiert. Im Rahmen von europäischen 
und bilateralen Rückübernahmeabkommen werden derartige Sammel- oder Expertenanhörungen 
regelmäßig als Mittel zur Feststellung der Staatsangehörigkeit vereinbart.  

Zu 3: 

Die Festsetzung der Gebühren und Auslagen, die von den Herkunftsstaaten für Anhörungen, Iden-
titätsprüfungen und Ausstellung von Passersatzpapieren erhoben werden, obliegt ausschließlich 
den jeweiligen Herkunftsstaaten. Die Höhe der Gebühren ist dabei auch davon abhängig, welche 
weiteren Ermittlungen und Nachforschungen bei den inländischen Behörden des Herkunftsstaates 
(Register- bzw. Meldebehörden) erforderlich werden. Weder die niedersächsische Landesregierung 
noch die Ausländerbehörden haben Einfluss auf die Höhe dieser Gebühren. 

Im Übrigen verweise ich auch die Vorbemerkungen und die Angaben in der Antwort zu Frage 4. 
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Zu 4: 

Siehe Anlage 2; aufgelistet sind hier die durch die Beschaffung von Passersatzpapieren gezahlten 
Gebühren. 

Zu 5: 

Siehe Anlage 3. 

Zu 6: 

Die Höhe der in den Jahren 2006 bis 2009 bei den niedersächsischen Kommunen und dem Land 
für die Maßnahmen der Identitätsklärung entstandenen Kosten hat keine Auswirkungen auf die ge-
setzliche Verpflichtung der Ausländerbehörden zur Aufenthaltsbeendigung von ausreisepflichtigen 
Ausländerinnen und Ausländern einschließlich der Identitätsklärung und Passersatzpapierbeschaf-
fung. Die Landesregierung hat keine Erkenntnisse darüber, nach welchen Kriterien die Gebühren in 
den verschiedenen Herkunftsländern für Passersatzpapiere bemessen werden. 

Zu 7: 

Im Regelfall erfolgt die Gebührenzahlung per Banküberweisung auf das inländische Konto der Aus-
landsvertretung. In einigen Fällen bestehen die Auslandsvertretungen auch auf Barzahlung bei 
Ausstellung eines Passersatzpapiers. 

Zu 8:  

Nach hier vorliegenden Erkenntnissen werden neben den Interviews weitere Nachfragen in den 
Herkunftsstaaten bei zentralen oder dezentralen innerstaatlichen Registerbehörden und den örtli-
chen Meldebehörden erforderlich. Dabei sind die Behördenstrukturen in den mehr als 50 Staaten, 
in die in den vergangenen vier Jahren Ausreisepflichtige abgeschoben wurden, sehr unterschied-
lich, sodass auch nicht zu verifizieren ist, welche konkreten Nachforschungen in den jeweiligen 
Herkunftsländern erforderlich wurden und welcher Aufwand für die Behörden der Herkunftsländer 
damit verbunden war.  

Zu 9: 

Die Landesregierung kann nur sicherstellen, dass im Rahmen der Verfahren zur Feststellung der 
Identität von Ausländerinnen und Ausländern, an denen niedersächsische Behörden beteiligt sind, 
die in Deutschland geltenden Gesetze beachtet werden.  

Zu 10: 

Die Landesregierung hat keinen Einfluss auf die Auswahl und Qualifikation der Institutionen, die 
von einem ausländischen Staat zur Identitätsklärung der eigenen Staatsangehörigen benannt und 
nach Deutschland entsandt werden. Im übrigen muss bei der Identitätsklärung auch nicht zwingend 
die Staatsangehörigkeit festgestellt werden, da die Abschiebung nicht nur in den Staat erfolgen 
kann, dessen Staatsangehörigkeit eine ausreisepflichtige Person besitzt, sondern in jeden Staat, in 
den er einreisen darf oder der zu seiner Übernahme verpflichtet ist. 

Zu 11: 

Die ausländischen Delegationen sind durch Notifizierung der innerstaatlichen Behörden bzw. des 
Außenministeriums ihres Herkunftslandes gegenüber dem Auswärtigen Amt der Bundesrepublik 
Deutschland für die erforderlichen Handlungen zur Identitätsklärung ihrer Staatsangehörigen legiti-
miert. Diese Legitimation umfasst regelmäßig auch die Ausstellung von Passersatzpapieren. Die 
deutschen Behörden haben keine Befugnis, über die Ermächtigung der Behörden des Herkunfts-
staates hinausgehende Prüfungen anzustellen, nach welchen Aspekten die Delegationsmitglieder 
ausgewählt werden.  
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Zu 12: 

Der Landesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, dass mit den Gebührenzahlungen für Passer-
satzpapiere Korruptionshandlungen in den Herkunftsstaaten begünstigt oder unterstützt werden.  

 

Uwe Schünemann 
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Anlage 3 

 

(Ausgegeben am 30.04.2010) 
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